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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. März 1960 

3 — 22500 — 2465/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Erhöhung 
von Dienst- und Versorgungsbezügen 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 216. Sitzung am 18. März 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf im gegenwärtigen Zeitpunkt keine Stel- 
lung zu nehmen. Er behält sich eine Stellungnahme für den 
zweiten Durchgang vor. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundsminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Ddd Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Erhöhung von Dienst- und Versorgungsbezügen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Das Grundgehalt (§ 5 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 21 Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes) und der 
Ortszuschlag (§ 12 des Bundesbesoldungsgesetzes 
in Verbindung mit Anlage II dazu) werden um vier 
vom Hundert erhöht. 

§ 2 

Versorgungsbezüge nach § 48 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes, ferner entsprechende Versorgungs- 
bezüge, auf die ein Anspruch in der Zeit vom 
1. April 1957 bis zum Tage vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes entstanden ist, werden wie folgt 
erhöht: 


1. wenn der Bemessung der Versorgungsbezüge 
ein Grundgehalt zugrunde liegt, durch Erhö- 
hung dieses Grundgehalts und des Ortszu- 
schlags um vier vom Hundert, 

2. wenn der Bemessung der Versorgungsbezüge 
ein Grundgehalt nicht zugrunde liegt, durch 
Erhöhung dieser Bezüge um vier vom Hun- 
dert. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 

in Kraft. 


Begründung 


Die Spitzenorganisationen der Beamtengewerk- 
schaften haben eine allgemeine Erhöhung der Be- 
soldung für Beamte, Richter und Soldaten um 
12 V. H. gefordert. Sie begründen diese Forderung 
mit der seit Erlaß des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 27. Juli 1957 eingetretenen wirtschaftlichen 
Entwicklung, insbesondere mit den vom Statisti- 
schen Bundesamt veröffentlichten Indexzahlen über 
die Entwicklung der Preise für die Lebenshaltung, 
des Volkseinkommens (insgesamt und je Erwerbs- 
tätigen) und von Löhnen und Gehältern außerhalb 
des öffentlichen Dienstes. 

Die Bundesregierung hat es immer als ihre selbst- 
verständliche Aufgabe betrachtet, dafür einzutre- 
ten, daß Beamten, Richtern und Soldaten eine ihrer 
dienstlichen Stellung und der jeweiligen Wirt- 
schafts- und Finanzlage angemessene Besoldung 
gewährt wird. Die Entwicklung der Beamtengehäl- 
ter seit 1950 zeigt, daß es nicht nur gelungen ist, 
die Erhöhung der Lebenshaltungskosten auszuglei- 
chen, sondern daß darüber hinaus noch eine außer- 
ordentliche Steigerung des Realeinkommens erreicht 
worden ist. Mit dem Bundesbesoldungsgesetz vom 
27. Juli 1957 ist eine angemessene und gerechte 
Besoldungsregelung geschaffen worden, die auch 
bei den Angehörigen des öffentlichen Dienstes, für 
die das Gesetz gilt, weitgehende Zustimmung ge- 
funden hat. Die Bundesregierung verkennt nicht, 
daß inzwischen eine wirtschaftliche Entwicklung, 
insbesondere eine Steigerung der Lebenshaltungs- 
kosten eingetreten ist, die eine weitere Erhöhung 


der Besoldung rechtfertigt. Der entscheidende Maß- 
stab für das Ausmaß dieser Erhöhung kann aber 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht allein 
aus den von den Spitzenorganisationen angeführten 
Indexzahlen gewonnen werden; es sind vielmehr 
dabei auch andere wesentliche Gesichtspunkte zu 
berücksichtigen. 

Erstes Ziel jeder als notwendig erkannten Besol- 
dungserhöhung muß es sein, die reale Kaufkraft 
der Gehälter zu erhöhen. Dieses Ziel kann aber nur 
dann erreicht werden, wenn das Ausmaß der Erhö- 
hung nicht zu einer Ausweitung der Nachfrage 
führt, die das zu erwartende Güterangebot über- 
steigt. In der gegenwärtigen Konjunkturlage ist die 
Gefahr, daß es durch übermäßige Lohn- und Ge- 
haltserhöhungen zu einem Preisauftrieb kommt, der 
einen großen Teil der nominellen Erhöhungen wie- 
der wegnimmt, besonders groß. Der Präsident der 
Deutschen Bundesbank hat in seinem im Januar 
erstatteten Gutachten auf diese Gefahr mit Nach- 
druck hingewiesen. 

Die Besoldungserhöhung muß außerdem in Ein- 
klang mit den finanziellen Möglichkeiten gehalten 
werden, die sich aus der jeweiligen Lage der öffent- 
lichen Haushalte sowie aus Umfang und Rangfolge 
der aus den Haushaltsmitteln zu bestreitenden Aus- 
gaben ergeben. Ubersteigen die Mehrausgaben, die 
durch Gehalts- und Lohnerhöhungen im öffentlichen 
Dienst eintreten, die Einnahmen, so ergibt sich die 
Notwendigkeit einer Steuererhöhung, die sich nicht 
nur für die Allgemeinheit, sondern auch für die An- 
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gehörigen des öffentlichen Dienstes selbst uach- 
teilig auswirkt. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte 
schlägt die Bundesregierung die im § 1 des Gesetz- 
entwurfs vorgesehene allgemeine Erhöhung der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (Grundgehalt und 
Ortszuschlag) und der Versorgungsbezüge um 
4 V. H. vor. Eine weitergehende Erhöhung wäre 
nach dem Gutachten des Präsidenten der Deutschen 
Bundesbank möglicherweise nicht mehr „preisneu- 
traU durchzuführen. Die Mehrausgaben, die sich 
aus der im Gesetzentwurf vorgesehenen Gehalts- 
erhöhung ergeben, betragen für den Bund, ein- 
schließlich Bundesbahn und Bundespost, 311 Mil- 
lionen. Man darf diese Mehrausgaben nicht allein 
betrachten, sondern muß sie sehen zusammen mit 
den Ausgaben, die sich aus den bei den Tarifver- 
tragsverhandlungen angebotenen Gehalts- und 
Lohnerhöhungen für Angestellte und Arbeiter im 
öffentlichen Dienst ergeben. Die gesamten Mehr- 


ausgaben betragen dann für den Bund, einschließ- 
lich Bundesbahn und Bundespost, rd. 600 Millionen 
DM. Entsprechende Gehalts- und Lohnerhöhungen 
werden auch bei den Ländern und Gemeinden zu er- 
warten sein. Die Mehrausgaben, die sich bei dem 
Bund, einschließlich Bundesbahn und Bundespost, 
den Ländern und Gemeinden aus den Gehalts- und 
Lohnerhöhungen ergeben, betragen rd. 1,5 Milliarden 
DM. Es ist klar, daß Mehrausgaben in dieser Höhe 
bei den öffentlichen Haushalten die Deckungsfrage 
sehr schwierig gestalten und daß daher der Erhö- 
hung der Personalausgaben auch finanzielle Gren- 
zen gesetzt sind. 

§ 2 sieht in Einklag mit § 86 Abs. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes eine der Regelung des § 1 ent- 
sprechende Erhöhung der Versorgungsbezüge vor. 

In § 4 ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Re- 
gelung noch offengelassen. Er wird erst nach Ab- 
schluß der Erörterungen über den Haushalt 1960 
endgültig festgelegt werden können. 



